
— Vorsitzender des Präsidiums als Kassationsgericht 
oder eines Senats,

— Vertreter des Bezirksgerichts gegenüber den anderen 
RechtspfLegeorganen, der Volksvertretung und ihren 
Organen sowie den gesellschaftlichen Organisationen 
im Bezirk.

Aus seiner zentralen Stellung heraus obliegt dem 
Direktor die Bestimmung und die Verarbeitung der 
ihm zugehenden Informationen sowie deren Vermitt­
lung an seine Stellvertreter. Er verbindet damit die 
Bestimmung der Schwerpunkte und konkretisiert die 
Ziele der Leitung der Rechtsprechung. Außerdem koor­
diniert er die Aufgaben der beiden Stellvertreter­
bereiche im Prozeß ihrer Erfüllung.
Den Stellvertretern des Direktors wurden nach dem 
Berliner Modell Aufgaben übertragen, für die der 
Direktor die Gesamtverantwortung trägt. So. ist z. B. 
der Stellvertreter für den Bereich der Strafrechtspre­
chung auch für die Arbeit des Bezirksschöffenaktivs 
und für die Leitung des Beirats für Schiedskommisssio- 
nen verantwortlich. Dem Stellvertreter für den Bereich 
der Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtsprechung obliegt 
die Anleitung des leitenden Sekretärs und die Erfüllung 
der Aufgaben im Zusammenhang mit der Durchset­
zung rationeller Arbeitsmethoden.
In anderen Bezirken müssen die Aufgaben der Stell­
vertreter nicht zwingend auf die gleiche Weise verteilt 
werden. Es sei jedoch darauf hingewiesen daß es Auf­
gaben des Direktors gibt, die den Stellvertretern nicht 
übertragen werden können. Solche nicht delegierbaren 
Aufgaben sind vor allem
— die Bestimmung von Führungsgrößen bei der Lei­

tung der Rechtsprechung und der weiteren gericht­
lichen Tätigkeit,

— die generelle Verantwortung für die Kaderarbeit des 
Bezirksgerichts, der Kreisgerichte und der Staatli­
chen Notariate,

— die Leitung der Informationstätigkeit,
— die Bestimmung von Grundsätzen der Kassations­

antragspolitik,
— die Aufgaben aus der Zusammenarbeit mit den Lei­

tungen der staatlichen und gesellschaftlichen Or­
gane des Bezirks und die Wahrnehmung der Pflich­
ten gegenüber den übergeordneten Rechtspflegeorga­
nen.

Ein Hauptinstrument bei der Leitung der Rechtspre­
chung ist die Planung. Durch Vermittlung und Erläute­
rung der Planungsvorgaben der zentralen Justizorgane, 
der Schwerpunkte der Tätigkeit des Bezirkstages und 
seiner Organe sowie der Festlegungen und Erkenntnisse 
aus den gemeinsamen Beratungen der Leiter der 
Rechtspflegeorgane im Bezirk initiiert der Direktor 
des Bezirksgerichts den eigentlichen Planungsprozeß. 
Die Stellvertreter tragen die Verantwortung dafür, daß 
aus ihren Rechtsprechungsbereichen dem Direktor aus­
gereifte Vorschläge zur Perspektiv- und Arbeitsplanung 
unterbreitet werden. Dabei geht es nicht mehr um die 
bloße Bestimmung von Arbeitsplanthemen, sondern be­
reits um die inhaltliche Festlegung der Hauptprobleme 
der Rechtsprechung und der sonstigen gerichtlichen 
Tätigkeit sowie um die exakte Bestimmung der Durch­
setzung der einzelnen Aufgaben. Die Verwirklichung 
dieser Aufgaben durch den Direktor und seine Stell­
vertreter — unter Mitwirkung der Senate — ist die 
Voraussetzung für eine wissenschaftlich fundierte und 
damit den jeweiligen Entwicklungsbedingungen der 
Rechtsprechung gerecht werdende kollektive Beratung 
im Präsidium, in der der Plan beraten und beschlos­
sen wird.
Die Planung als Bestandteil wissenschaftlicher Lei­
tungstätigkeit ist ein Informationsverarbeitungsprozeß,

dem die Analyse des Entwicklungsstandes der Recht­
sprechung und ihrer Leitung zugrunde liegt und der 
auf die Herausarbeitung und Konkretisierung der künf­
tigen Schwerpunkte der Arbeit gerichtet ist. Der Pla­
nungsprozeß muß sich nach dem Leninschen Arbeits­
stil vollziehen, d. h. das wissenschaftliche Erforschen, 
was zu tun ist, muß sich mit der Erkenntnis verbin­
den, w a r u m  es notwendig ist und w i e es am ratio­
nellsten und mit einem hohen Grad an Organisiertheit 
der Kräfte gelöst werden kann5. Bei der Planung wird 
also nicht nur über den Inhalt der Aufgaben, sondern 
gleichzeitig auch über die Mittel und Methoden zur 
Lösung der Aufgaben entschieden. Oftmals muß bereits 
bei der Planung entschieden werden, ob beispielsweise 
ein Senat die Aufgaben selbst lösen kann oder ob er 
nur die Vorbereitungen treffen soll und das Ergebnis 
seiner analytisch-operativen Untersuchung dem Präsi­
dium oder Plenum zur Beratung und Entscheidung 
vorzulegen hat.
Die Kollektivität der Leitung der Rechtsprechung 
drückt sich auf dem Gebiet der Arbeitsplanung nicht 
nur darin aus, daß der Plan letztlich durch das Präsi­
dium beraten und verabschiedet wird, sondern auch 
darin, daß jeder Einzelleiter in dem ihm unterstellten 
Arbeitsbereich den Planentwurf inhaltlich mit seinen 
Mitarbeitern diskutiert.

Zur Informationsverarbeitung im System der Leitunga­
beziehungen

Das Informationssystem hat mit dem geringstmöglichen 
Aufwand für die Erfassung, Gewinnung, Verarbeitung, 
Speicherung und Vermittlung von Informationen eine 
rationelle Informationsbereitstellung zur Entscheidungs­
vorbereitung und -findung sowie zur Kontrolle der 
Durchführung der Entscheidungen zu gewährleisten.

Das Bezirksgericht nimmt innerhalb des Informations­
systems der Gerichte eine gewisse Schlüsselstellung ein. 
Es hat die Informationen der Kollektivorgane und Ein­
zelleiter des Bezirksgerichts und die der anderen Rechts­
pflegeorgane des Bezirks, des Bezirkstages und seiner 
Organe, des Bezirksausschusses der Nationalen Front 
und des Bezirksvorstandes des FDGB sowie vor allem 
die Informationen des Obersten Gerichts, des Ministe­
riums der Justiz und der Kreisgerichte für den eige­
nen Bedarf, für die über- und nachgeordneten Organe 
sowie für die genannten staatlichen und gesellsehaitli- 
lichen Organe auf horizontaler Ebene zu verarbeiten 
und weiter zu vermitteln. Die Informationstätigkeit des 
Bezirksgerichts beeinflußt somit wesentlich die Stabili­
tät und Qualität des Informationssystems der Gerichte.
Vermittlung von Informationen bedeutet nicht bloß 
deren Weitergabe. Beispielsweise hat das Bezirksgericht 
gegenüber den nachgeordneten Gerichten die Aufgabe, 
die Informationen der übergeordneten Organe — soweit 
es sich nicht um allgemein verbindliche Leitungsdoku­
mente der Kollektivorgane des Obersten Gerichts zur 
konkreten Anwendung von Normen des Straf-, Zivil-, 
Familien- oder Arbeitrechts handelt — entsprechend 
dem konkreten Entwicklungsstand zu präzisieren und 
aus ihnen differenzierte Leitungsmaßnahmen abzulei­
ten. Hinsichtlich der übergeordneten Organe besteht 
die Aufgabe des Bezirksgerichts in der Auswahl und 
vor allem in der Verdichtung von Informationen. Diese 
Verdichtung ist nicht nur als Prozeß quantitativer An­
reicherung, sondern in erster Linie als Prozeß analyti­
scher Durchdringung und Verallgemeinerung zu ver­
stehen. Die dem Obersten Gericht und dem Ministe-

5 Vgl. ND-Interview mit dem Ersten Sekretär des Zentral­
komitees der SED, Genossen Walter Ulbricht, zum Umtausch 
der Parteidokumente. ND vom 19. April 1970. S. 3.
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